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Der EGÖD begrüßt die Unterzeichnung des Kyoto-Protokolls durch die EU und ihre 
Mitgliedstaaten am 31. Mai 2002. Damit ist ein entscheidender Schritt zu effizienten 
Maßnahmen zur Verhinderung des Klimawandels unternommen worden. Das Ziel des Kyoto-
Protokolls für die EU besteht in einer Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 8% 
unter das Niveau von 1990 bis 2008-2012. Eine der vorgeschlagenen Maßnahmen zum 
Erreichen dieses Ziels besteht im Handel mit Treibhausgasemissionen. 
 
Die Kommission spricht dieses Thema in ihrem Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates an, mit der ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionen innerhalb der Gemeinschaft sowie eine Änderung der Richtlinie 
des Rates 96/61/EG (23.10.2001- KOM(2001) 581 endg.) geschaffen werden soll.  
 
Der EGÖD begrüßt die Möglichkeit, einen Beitrag zu dieser Diskussion zu leisten, und 
schlägt eine Reihe von Änderungen vor. 
 
Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst organisiert 
ArbeitnehmerInnen in öffentlichen und privaten Unternehmen in allen Teilen der Elektrizitäts- 
und Gaswirtschaft einschließlich Erzeugung, erneuerbare Energien, Übertragung, Verteilung 
und Lieferung. Unsere Mitglieder erzeugen Energie aus zahlreichen unterschiedlichen 
Quellen wie z. B. Windenergie, Solarenergie, Kernkraft, Kohle, Öl, Gas und Wasserkraft. Der 
EGÖD vertritt mehrere hunderttausend ArbeitnehmerInnen in Hunderten von 
Versorgungsbetrieben in der Europäischen Union, im Europäischen Wirtschaftsraum und in 
Mittel- und Osteuropa. Der EGÖD organisiert außerdem Beschäftigte in zahlreichen 
öffentlichen Diensten wie z. B. im Gesundheitswesen, in den Kommunalverwaltungen und in 
der Entsorgungswirtschaft. Unsere Mitglieder sind sich der Bedeutung der durch den 
Klimawandel gestellten Probleme für die gesamte Wirtschaft bewusst. Der EGÖD ist 
ebenfalls Mitglied im EGB.     
 
Der EGÖD fördert die Entwicklung eines Europas der Bürger und Bürgerinnen auf der 
Grundlage von Solidarität, Gleichheit und nachhaltiger sozialer, wirtschaftlicher und 
umweltfreundlicher Entwicklung. Wir unterstützen eine europäische Strategie für die 
Sicherheit der Energieversorgung, die alle diese Elemente beinhaltet.   
 
Der EGÖD hat einen wichtigen Beitrag zum EU-Grünbuch: Hin zu einer europäischen 
Strategie für Energieversorgungssicherheit Kom (2000) 769 vom 29. November 2000 
geleistet. Unsere Grundsatzposition zum Thema Handel mit Treibhausgasemissionen ist vor 
dem Hintergrund dieser Debatte zu sehen, in der wir uns für eine langfristige Strategie über 
das Jahr 2050 hinaus einsetzen. Weitere Beiträge zu dieser Debatte sind unsere Positionen 
zur Mitteilung der Kommission Die jüngsten Fortschritte bei der Schaffung eines 
Elektrizitätsbinnenmarktes und zur Richtlinie der Kommission Förderung der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen im Elektrizitätsbinnenmarkt (2000) 279 
 
Einleitender Kommentar: 
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Zusätzlich zu anderen Instrumenten für die schnellere Einführung von Maßnahmen zur 
Verringerung von Treibhausgasemissionen ab 2008 sieht das Kyoto-Protokoll den globalen 
Emissionshandel zwischen Staaten vor. Dieser Handel gehört zu einer Reihe von Ideen in 
den gemeinsamen und koordinierten Politiken und Maßnahmen, die sich aus dem Kyoto-
Protokoll ergeben.  
 
Der Emissionshandel erlaubt den Ländern, die ihr Soll bei der Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen mehr als erfüllt haben, ihre Kontingente in Form von Zertifikaten an 
andere Länder zu verkaufen, die hinter den gesteckten Zielen zurückgeblieben sind.  
 
Damit soll auch ein zusätzlicher Anreiz im Rahmen der freien Marktwirtschaft geschaffen 
werden, die Emission von Treibhausgasen global zu verringern. 
 
In ihrem aktuellen Vorschlag vom 23.10.2001 verfolgt die EU-Kommission das Ziel, den 
Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen Union bereits ab 2005 einzuführen. 
Damit weicht der Vorschlag der Kommission in einigen wichtigen Punkten von den Vorgaben 
des Kyoto-Protokolls im Bereich Emissionshandel ab. 
 
Der EGÖD unterstützt eine Politik, die zu einer Reduzierung der das Klima schädigenden 
Treibhausgase führt. Der EGÖD unterstützt besonders die Ziele der Europäischen Union, die 
sich aus dem Kyoto-Protokoll und den Konferenzen der Vertragsparteien der 
Klimarahmenkonvention ergeben. In diesem Kontext erhält der zwischenstaatliche Handel 
mit Treibhausgasemissionen, wie er als eine Maßnahme im Kyoto-Protokoll vorgeschlagen 
wird, als ein nach den Grundsätzen der Marktwirtschaft funktionierendes Instrument eine 
besondere Bedeutung, denn wenn dieser Handel richtig organisiert wird, verspricht er eine 
Minimierung der gesellschaftlichen Kosten der vereinbarten Treibhausgasreduzierungen.  
 
Der EGÖD kritisiert jedoch den Vorschlag der EU-Kommission über den Emissionshandel. 
Wir haben die Befürchtung, dass sich daraus eine Gefährdung der Sicherheit der 
Energieversorgung und der Arbeitsplätze in der europäischen Energiewirtschaft ergeben 
könnte, wenn die bereits vereinbarte Lastenverteilung in Verbindung mit der Verringerung 
der Treibhausgase innerhalb der Europäischen Union nicht eingehalten wird. Mögliche 
Diskriminierungen von Unternehmen durch einzelne Mitgliedstaaten könnten zu einer noch 
größeren Umverteilung der Lasten innerhalb der EU führen. 
 
Beschäftigung 
Die Erfüllung der Ziele des Kyoto-Protokolls eröffnet zahlreiche Möglichkeiten für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze z. B. für die Beschäftigten in der Elektrizitätswirtschaft. Die 
Lösung besteht nicht darin, auf Maßnahmen gegen den Klimawandel zu verzichten, sondern 
dafür zu sorgen, dass denjenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, eine Option geboten wird. 
Ein Übergangsprogramm ist die beste Möglichkeit dafür zu sorgen, dass die ArbeiterInnen 
nicht durch den Verlust ihrer Existenzgrundlage für Kyoto zu zahlen gezwungen werden.  
 
Übergangsprogramme für entlassene ArbeitnehmerInnen können erfolgreich durchgeführt 
werden, wenn sie direkt entwickelt werden. Zu den Elementen solcher Programme gehören: 
Ø Beratungen zum Ermitteln der Interessen der Beschäftigten, Analyse der 

Anforderungen des Arbeitsmarktes und der Entwicklung von Trends; 
Ø Möglichkeiten für Berufsbildungs- und Bildungsmaßnahmen, damit 

ArbeitnehmerInnen sich durch Weiterbildung für neue Aufgaben qualifizieren können; 
Ø Frühzeitige Informationen über Entlassungen, sofern möglich, damit 

ArbeitnehmerInnen schnell an Beratungs- und Berufsbildungs- und 
Bildungsprogrammen teilnehmen können; 

Ø Bis zu drei Jahre finanzielle Unterstützung für entlassene ArbeitnehmerInnen je nach 
Beschäftigungsdauer im Energiesektor, damit diese ArbeitnehmerInnen an 
Berufsbildungs- und Bildungsmaßnahmen teilnehmen können; und  
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Ø Umzugsbeihilfen bis maximal 25.000 Euro pro Person für diejenigen 
ArbeitnehmerInnen, die zur Annahme eines neuen Arbeitsplatzes umziehen müssen.   

 
Am besten lassen sich hier Ergebnisse erzielen, wenn solche Programme mit beratender 
Unterstützung durch die Gewerkschaften entwickelt werden. So wird dafür gesorgt, dass sich 
das Trainingsangebot nach den individuellen Fähigkeiten der einzelnen ArbeitnehmerInnen 
und nach den Anforderungen des Arbeitsmarktes richtet.  
 
Ein umfangreiches Übergangsprogramm wäre nicht nur im Interesse der entlassenen 
Beschäftigten, sondern hätte noch weitere Vorteile: 
Ø Möglichkeiten für Effizienzsteigerungen innerhalb der Energiewirtschaft; 
Ø Attraktive Rahmenbedingungen für die Industrie für eine Wende in Richtung neue 

Technologien; 
Ø Direkte Investition öffentlicher Mittel in Energiesparmaßnahmen, öffentlichen Verkehr 

und alternative Energien mit den entsprechenden neuen zukunftssicheren 
Arbeitsplätzen; und 

Ø Kostenvorteil für Beschäftigte mit geringem Einkommen.  
 
Die Kommission ist aufgefordert, die Kosten für ein derartiges Programm zu prüfen 
und die Programminhalte mit dem EGÖD zu erörtern.  
 
DETAILLIERTE KOMMENTARE 
 
Folgende Punkte werden vom EGÖD kritisiert: 
 
1. Bei der Diskussion über den Handel mit Treibhausgasemissionen in der Europäischen 

Union müssen nationale Unterschiede in den Energieerzeugungsstrukturen der EU-
Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. 

 
 So ist z. B. der Anteil von Braun- oder Steinkohle bei der Stromerzeugung in den EU-

Mitgliedstaaten ganz unterschiedlich hoch und reicht von 0 bis 52%.  
 
 Der Einsatz von Braun- und Steinkohle für die Stromerzeugung hat im Vergleich zu 

anderen fossilen Energieträgern die höchsten CO2-Emissionen zur Folge.  Auf der 
anderen Seite leistet die in der EU vorkommende Braunkohle, aber auch die Steinkohle 
mit ihrem weit verteilten und krisensicheren Weltmarkt einen wichtigen und mittelfristig 
unverzichtbaren Beitrag zur Versorgungssicherheit. Viele Arbeitsplätze in der 
Braunkohleförderung und in Braunkohle- und Steinkohlekraftwerken hängen davon ab, 
dass der Betrieb dieser Kraftwerke auch in Zukunft gesichert ist. Es ist zu befürchten, 
dass der Emissionshandel nicht zwischen Staaten, sondern zwischen Unternehmen 
bewirkt, dass Kohlekraftwerke so schnell wie möglich durch Gaskraftwerke oder 
Energieimporte ersetzt werden. Das würde einen Sektor treffen, der bereits massive 
Umstrukturierungen hinter sich hat und dabei in den letzten 10 Jahren 300.000 
Arbeitsplätze eingebüßt hat.  

 
 Die unterschiedlichen nationalen politischen Entscheidungen über die weitere Nutzung 

der Kernenergie sind ebenfalls zu berücksichtigen. Der Ausstieg aus der Kernenergie, 
der in den nächsten Jahrzehnten in einigen Mitgliedstaaten stattfinden wird, darf durch 
zusätzliche Erschwerungen bei der Einführung des Emissionshandels nicht zusätzlich 
problematisiert werden. Im Hinblick auf die weitere Entwicklung des transeuropäischen 
Stromtransportnetzes darf es wirtschaftlich keine Vorteile bieten, den erforderlichen 
Kapazitätsausgleich durch mehr Stromimporte anstelle des Baus neuer Kraftwerke zu 
erreichen.   
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 Der Emissionshandel darf deshalb keine wirtschaftlichen Anreize zur Schließung 
von Kraftwerken bieten, sondern muss Neuinvestitionen fördern. Es darf keine 
Stilllegungsprämie für die Kraftwerksbetreiber geben.  

 
 Der EGÖD hält es in Verbindung mit der Einführung des europaweiten 

Emissionshandels ab 2005 für zwingend erforderlich, die Verfahren für den 
geplante Emissionshandel zwischen den Staaten ab 2008 entsprechend dem 
Kyoto-Protokoll bereits jetzt zu erörtern.  

 
 Die Europäische Kommission muss in Konsultationen mit den betroffenen 

Sozialpartnern ebenfalls die sozialen Folgen dieser Maßnahmen erörtern und 
Vorschläge für Konfliktlösungen erarbeiten.  

 
2. Der Vorschlag der Kommission sieht vor, dass der Emissionshandel ab 2005 auf die 

emissionsintensiven Industrieanlagen beschränkt wird, die in der EU rund 45% der 
Gesamtemissionen verursachen. Dazu gehören die Strom- und Wärmekraftwerke mit 
30% der Gesamtemissionen, die Eisen und Stahl produzierende Industrie mit 5%, die 
Raffinerien mit 4% und die chemische Industrie sowie die Glas-, Keramik- und 
Werkstoffindustrie mit jeweils 3%.  

 
 Im Gegensatz zu den Kyoto-Plänen werden große Emittenten von Treibhausgasen wie 

z. B. der Straßenverkehr oder die privaten Haushalte beim Emissionshandel nicht 
berücksichtigt. In diesen Sektoren ist aber ein deutlicher Emissionsanstieg festzustellen. 
Der EGÖD vertritt die Ansicht, dass hierdurch die Vorteile des Emissionshandels im 
Vergleich zu anderen Instrumenten zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen 
verloren gehen – nämlich die Erreichbarkeit des Ziels zu den geringstmöglichen Kosten 
für die Gesellschaft.   

 
 Der EGÖD fordert die Beteiligung der Haushalte und des Verkehrs am 

Emissionshandel, da dies im Rahmen des zwischenstaatlichen Emissionshandels 
möglich ist. 

 
3. Im Gegensatz zum Kyoto-Protokoll, das auf sechs Treibhausgasen beruht (zusätzlich zu 

CO2 im Wesentlichen N2O und Methan), beschränkt sich der Vorschlag der EU-
Kommission lediglich auf Kohlendioxid (CO2). Das führt zu einer überproportionalen 
Belastung von Industriezweigen, die für den Emissionshandel vorgesehen sind, und 
gefährdet das Ziel einer Reduzierung der Treibhausgasemissionen zu den 
geringstmöglichen Kosten für die Gesellschaft.  

 
 Die Prozessketten von der Energieerzeugung bis zum Ausstoß von 

Treibhausgasen über die Schornsteine müssen ebenfalls betrachtet werden, um z. 
B. die Emission von Methan während des Ferntransports von Erdgas zu 
berücksichtigen.  

 
4. Im Gegensatz zum Kyoto-Protokoll gehören staatliche und zwischenstaatliche 

Vereinbarungen über Treibhausgas-Reduktionsziele (gemeinsame Durchführung) oder  
über “Clean Development Mechanism” (CDM = Realisierung CO2-einsparender Projekte 
in Entwicklungsländern) sowie freiwillige Verpflichtungen, wie sie in einigen 
Mitgliedstaaten als Mittel zur Emissionsreduzierung ausprobiert und getestet werden, 
nicht zum Vorschlagsumfang für eine Richtlinie. Auch hierdurch steht zu befürchten, 
dass die Vorschläge der EU-Kommission nicht zu verringerten Treibhausgasemissionen 
zu den geringstmöglichen Kosten für die Gesellschaft führen werden. 

 
5. Die für die Zertifikate veranschlagten Preise geben weiter Anlass zur Sorge 

(Schätzungen zufolge soll der Preis bei 30 Euro pro Tonne liegen). Die Folgen dieser 
zusätzlichen Kosten für die Stromerzeugung wäre ganz klar ein Anstieg der Strompreise 



 5 

in der Mehrzahl der EU-Mitgliedstaaten; Experten rechnen mit bis zu 1 Cent pro 
Kilowattstunde.  

 
 Der unvermindert anhaltende Preiskrieg in den europäischen Energiemärkten würde 

diese Unternehmen dazu zwingen, die Stromerzeugung in Kohlekraftwerken aufzugeben 
und statt dessen verstärkt auf Gaskraftwerke zu setzen. Der Einsatz von Kohle würde 
durch den Import von Erdgas ersetzt. Das wäre aber nicht mit dem von der EU-
Kommission in ihrem Grünbuch über Versorgungssicherheit 2001 formulierten Ziel zu 
vereinbaren, die Abhängigkeit der EU mittelfristig von importierten Primärenergieträgern 
zu verringern.  

 
 Wir haben die Befürchtung, dass die diskutierte  Verbindung zwischen den Stromnetzen 

der EU und den Netzen der Kandidatenländer sowie Russlands und der früheren 
Sowjetunion eine ausgewogene Einführung des Emissionshandels zunichte machen 
würde, das Strom aus Russland preiswerter wird (1,3 Eurocent pro Megawattstunde im 
Vergleich zu 20 Eurocent pro Megawattstunde im EU-Durchschnitt). Dieses Problem 
muss ebenfalls angesprochen werden, und es müssen angemessene Garantien für die 
Einführung von Sozial- und Umweltnormen gegeben werden. Der EGÖD hat sich für 
einen Dialog aller gesellschaftlichen Interessengruppen am Energiedialog 
zwischen Russland und der EU ausgesprochen. 

 
6. Das Vergabeverfahren nach dem so genannten Grand-Fathering-Prinzip (Gratisvergabe 

von Emissionslizenzen) beschreibt die Ausgabe der Emissionslizenzen entsprechend 
der erreichten Reduktionsquote der ursprünglich vereinbarten oder festgelegten 
Reduktionsziele. Diese Vergabe nach dem Grand-Fathering-Verfahren vermeidet das 
Problem einer alternativ möglichen Vergabe im Versteigerungsverfahren, die 
gleichbedeutend mit einem de facto-Verlust der Bestandsrechte der Unternehmen wäre. 
Dieses Verfahren der kostenlose Zuteilung von Emissionslizenzen wird vom EGÖD 
unterstützt.   

 
 Der Vorschlag der EU-Kommission lässt allerdings zahlreiche Fragen unbeantwortet. 

Die auf nationaler Ebene ergriffenen frühzeitigen Maßnahmen müssen als Funktion der 
jeweiligen nationalen Reduktionsverpflichtungen im Kontext einer EU-weiten 
Lastenteilung und des zugrunde gelegten Basisjahres in angemessener Form 
berücksichtigt werden.  

 
 Im Kyoto-Protokoll ist 1990 das Basisjahr. Der EGÖD ist dafür, dass 1990 als Basisjahr 

bei der Vergabe von Zertifikaten nach dem Grand-Fathering-Verfahren eingesetzt wird, 
da auf diese Weise frühzeitige Maßnahmen auf nationaler Ebene berücksichtigt werden 
können.  

 
7. Die Pläne der EU-Kommission können dazu führen, dass Unternehmen und Konzerne 

zur Aufgabe ihrer Produktionsaktivitäten gezwungen werden, da auf diese Weise 
Emissionszertifikate und Reduzierungsverpflichtungen innerhalb eines Konzerns 
gehandelt werden könnten. Dieses Risiko ist in erster Linie auf die Beschränkung des 
Emissionshandels auf Erzeuger und ihre Anlagen zurückzuführen und wäre nicht so 
gravierend, wenn der Emissionshandel zwischen Staaten möglich wäre, wie er vom 
Kyoto-Protokoll vorgesehen ist.  

 
8. Wenn sich nur EU-Mitgliedstaaten am Emissionshandel beteiligen dürfen, sehen wir 

auch die Gefahr einer zunehmenden Standortverlagerung von Unternehmen in Länder 
außerhalb der EU und hier besonders in Länder direkt an den Grenzen zu Osteuropa.  

 
 Der EGÖD fordert deshalb die Möglichkeit einer Beteiligung der mittel- und 

osteuropäischen Staaten am europäischen Emissionshandel. 
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Zusammenfassung: Die Vorschläge der EU-Kommission widersprechen dem Ziel der 
Kommission, in einem europäischen Binnenmarkt für Elektrizität und Gas möglichst gleiche 
Voraussetzungen für alle Teilnehmer zu schaffen. 
 
Angesichts der Arbeitsmarktsituation in diesen Sektoren, der von den Verbrauchern zu 
befürchtenden Preiserhöhungen und der Bedenken, dass der Vorschlag der EU-Kommission 
dem Ziel einer Reduzierung der Treibhausgasemissionen (das wir ebenfalls wünschen) 
weniger zuträglich sein wird als die Versprechen des Emissionshandels, ist der EGÖD 
entschieden gegen den Vorschlag der EU-Kommission. 
 
Der EGÖD unterstützt den Emissionshandel in der Form des zwischenstaatlichen 
Emissionshandels mit dem Basisjahr 1990, wie er auch im Kyoto-Protokoll zum Erreichen 
der Emissionsziele vorgeschlagen wird.  
 
Sollte die EU-Kommission versuchen, den Emissionshandel in der EU als Teil des 
zwischenstaatlichen Emissionshandels im Vorgriff auf diesen Handel einzuführen, um auf 
diese Weise eine Schädigung des Wettbewerbs zwischen einzelnen Sektoren oder 
Mitgliedstaaten zu vermeiden, wird der EGÖD die Diskussionen über diese Vorgehensweise 
aufmerksam verfolgen.  
 
 
 


